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ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN, PLANZEICHEN BEBAUUNGSPLAN

1. Art der baulichen Nutzung
§5Abs. 2Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO

Allgemeine Wohngebiete

[ 1]

4. Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gitern
und Dienstleistungen des o6ffentlichen und privaten
Bereichs, Flachen fir den Gemeinbedarf, Flachen fir
Sport- und Spielanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB)

2. Mal} der baulichen Nutzung
§5Abs. 2Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO

1l Zahl der Vollgeschosse als Hochstmald

GH max. Gebaudehdhe in Metern
Uber Normalhdhenull (NHN)
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Geschossflachenzahl, als Hochstmal}
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Flachen fir den Gemeinbedarf

Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende
Gebaude und Einrichtungen

5. Verkehrsflachen
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB

[ ]

Strallenverkehrsflache

Straenbegrenzungslinie

- Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

3. Bauweise, Baugrenzen, Baulinien
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22 und 23 BauNVO

6. Sonstige Planzeichen
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Umgrenzung von Flachen fir Tiefgaragen
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§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB

i TGa 1!
PoSt

SD

0,3H

h1

3

=

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu
belastende Flachen
§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Gehrecht (G), Fahrrecht (F),
Leitungsrecht (L)

Gehrecht (G), Leitungsrecht (L)
Grenze des raumlichen Geltungsbereichs

des Bebauungsplanes
§ 9 Abs. 7 BauGB

Dachform: Flachdach mit
max. 15° Dachneigung

Dachform: Satteldach mit
max. 15° Dachneigung

Denkmal
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

A)
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1.1

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind die nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen (Gartenbaubetriebe und Tankstellen) gemaR § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des
Bebauungsplans.

2 MahR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 bis 20 BauNVO)

21

2.2

23

24

Das Malf der baulichen Nutzung wird gemaf Eintrag im Plan durch die Grundflachenzahl (GRZ), die Geschossflachenzahl
(GFZ), die maximal zulassige Zahl der Vollgeschosse sowie die maximal zulassige Gebaudehdhe (GH) und Firsthdhe (FH)
bestimmt.

Der untere Bezugspunkt fir die in der Planzeichnung festgesetzten Héhen baulicher Anlagen ist Normalhéhennull (NHN).
Der obere Bezugspunkt fir die Bestimmung der Gebaudehohe (GH) ist bei Flachdachern die Oberkante der Attika und bei
geneigten Dachern die Oberkante des Firstes (FH). Bei sonstigen baulichen Anlagen gilt als oberer Bezugspunkt der
hochste Punkt der baulichen Anlage.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 dirfen die maximal zuldssigen Gebaudehdhen sowie Firsthéhen durch
technische Aufbauten (wie z.B. Schornsteine, Rauch- und Warmeabzugsanlagen, Be- und Entliftungsanlagen,
Satellitenschisseln, Antennen, Aufzugslberfahrten, Treppenaufgange) und Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien
(z.B. Luft-Wasser-Warmepumpe, Anlagen zur Nutzung der Solarenergie) um maximal 2,0 m Uberschritten werden. Dabei
missen die technischen Aufbauten und sonstigen Anlagen mindestens um das MaR ihrer Hohe von jeder
GebaudeauRenkante zuriickspringen.

Die festgesetzte Grundflache darf in dem allgemeinen Wohngebiet WA 2 durch die Grundflache der in § 19 Abs. 4 Nr. 2
BauNVO bezeichneten Anlagen sowie ausnahmsweise gemall § 16 Abs. 6 BauNVO durch die Grundflaiche von an
Gebaude angrenzenden Terrassen um bis zu 50 % Uberschritten werden.

Die festgesetzte Grundflache darf in dem allgemeinen Wohngebiet WA 2 durch die Grundflache der in § 19 Abs. 4 Nr. 3
genannten Anlagen einschlieflich Tiefgaragen und deren Zufahrten (inkl. Rampen einschl. Einhausung) bis zu einer
Grundflachenzahl von maximal 0,8 Uberschritten werden.

3 Uberbaubare Grundstiicksflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

3.1

3.2

3.3

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 darf die festgesetzte Uberbaubare Grundsticksflache durch notwendige
Erschliefungsanlagen um maximal 1,5 m iberschritten werden.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 darf die festgesetzte liberbaubare Grundstiicksflache durch untergeordnete Vorbauten
(z.B. Hauseingange, Balkone, Erker) auf jeweils maximal 1/2 der Fassadenlange um bis zu 1,5 m tberschritten werden.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 dirfen die festgesetzten (berbaubaren Grundstlcksflachen durch an Gebaude
angebaute Terrassen, sowie zugehodrigen Terrassenliberdachungen und Terrassentrennwdnden um bis zu 2,5 m
Uberschritten werden.

4 Vom Bauordnungsrecht abweichende MaRe der Tiefe der Abstandsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB)

4.1

4.2

Fir Gebaude, die auf den mit (grau, J0j3H™ ) gekennzeichneten Baugrenzen, parallel zu diesen oder in einem Winkel von
bis zu 90° zu diesen stehen bzw. errichtet werden, betragt die Tiefe der Abstandsflachen jeweils die in der Planzeichnung
festgesetzte Tiefe im Sinne des § 6 Abs. 4 BauO NRW.

Die Tiefe der Abstandsflache der Larmschutzwand gemaf A Ziffer 7.1 betragt 0,0 h.

5 Stellplatze, Garagen und Tiefgaragen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

5.1

5.2

53

54

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind Tiefgaragen ausschlief3lich innerhalb der tiberbaubaren Grundstiicksflachen und in
dem mit TGa festgesetzten Bereich zulassig.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind oberirdische Stellplatze ausschlieRlich in dem mit ST festgesetzten Bereich
zulassig. Garagen und Carport sind unzulassig.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind oberirdische Stellplatze, Garagen und Carports unzulassig.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind Tiefgaragen und deren Zufahrten (inkl. Rampen einschl. Einhausung) sowie
Treppenaufgange und Liftungseinrichtungen auch auRerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen allgemein zulassig.

6 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastenden Flachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

6.1

6.2

Die mit ,GL" festgesetzte Flache ist mit einem Gehrecht zugunsten der Anlieger und einem Geh- und Leitungsrecht
zugunsten der Ver- und Entsorgungstrager zu belasten.

Die mit ,GFL" festgesetzte Flache ist mit einem Gehrecht, einem Fahrrecht fir Radfahrende zugunsten der Allgemeinheit
und Leitungsrecht zugunsten der Ver- und Entsorgungstrager zu belasten.

7 Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

7.1

Aktiver Schallschutz

7.1.1In dem allgemeinen Wohngebiet WA 2 ist gemal Eintrag in der Planzeichnung eine Larmschutzwand mit folgenden

Mindest- und Maximalhdhen in Meter tGiber NHN zu errichten
h1 = mindestens 42,3 m 4. NHN / maximal 43,3 m (. NHN
h2 = mindestens 42,7 m . NHN / maximal 43,7 m (. NHN
h3 = / maximal 43,7 m tGber NHN

Erforderliche und zulassige Zwischenhdhen sind durch Interpolation zu ermitteln.

7.1.2Die festgesetzte Larmschutzwand darf gemal § 9 Abs 1. Nr. 2a BauGB ohne seitlichen Grenzabstand zu dem Flurstuck

7.2

731 der Flur 12 Gemarkung Monheim errichtet werden.

Passiver Schallschutz

7.2.1Bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsdnderung von Gebauden sind nach auBen abschlieRende Bauteile von

schutzbedurftigen Rdumen nach DIN 4109 (2018-01) zum Schutz vor einwirkendem Larm so auszufiihren, dass sie die
Anforderungen an das gesamte bewertete Bau-Schalldamm-MaR R'w,ges gemaf DIN 4109-1 (2018-01) erfiillen.
Die Anforderungen an die gesamten bewerteten Bau-Schallddmm-MaRe R'w,ges der Aufdenbauteile von schutzbedirftigen
Aufenthaltsrdumen ergeben sich unter Berlcksichtigung der unterschiedlichen Raumarten und des mafRgeblichen
AuBenlarmpegels La nach DIN 4109-2 (2018-01). Der maRgebliche AuRenlarmpegel La ist in der Planzeichnung
dargestellt.
Gemalf den Anforderungen der DIN 4109 (2018-01) gilt fir das gesamte bewertete Bau-Schalldamm-MaR R'w,ges in dB

- fiir Aufenthaltsrdume in Wohnungen, Ubernachtungsrdume in Beherbergungsstatten, Unterrichtsrdume und

Ahnliches der maRgebliche AuRenlarmpegel minus 30 dB

- fiir Biroraume und Ahnliches der maRgebliche AuRenldrmpegel minus 35 dB

7.2.2Fur alle Schlafraume an Fassaden mit Beurteilungspegeln > 45 dB(A) im Nachtzeitraum ist eine schallgedampfte

7.3

Liftungsanlage vorzusehen.

Ausnahmen

Ausnahmen von den textlichen Festsetzungen unter A Ziffer 7.2.1 und 7.2.2 kdnnen zugelassen werden, soweit durch
einen anerkannten Sachverstandigen im Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass ein geringerer
mafgeblicher Auenlarmpegel La nach DIN 4109-2 (Januar 2018) bzw. ein geringer Beurteilungspegel vorliegt.

8 Griinordnerische Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB)

8.1

8.2

8.3

8.4

8.5

Die nachfolgend beschriebenen Pflanzmalinahmen sind fachgerecht durchzufiihren, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.
Es sind standortgerechte Arten zu verpflanzen. Abgangige Pflanzen sind artgleich und in der festgesetzten Pflanzgrofie
spatestens in der nachfolgenden Vegetationsperiode zu ersetzen.

Die unbebauten Grundstiicksflachen sind unversiegelt anzulegen und mit einer strukturreichen Mischvegetation aus
standortgerechten Grofigehdlzen, geschnittenen Hecken (_kuben), Bodendeckern, Stauden, Grasern und Rasen zu
begriinen und gartnerisch zu gestalten, anzulegen und zu unterhalten. Hiervon ausgenommen sind Flachen fir die
notwendige ErschlieBung (z.B. Zufahrten, Zuwegungen) sowie Terrassen, Standorte fir bewegliche Abfallsammelbehalter
und Stellplatze fur Fahrrader sowie Flachen sonstiger baulicher Anlagen.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind Tiefgaragen, ausgenommen der Flachen von zuldssigen baulichen
Anlagen (hierunter auch Terrassen, Wege, Zufahrten und anderen baulichen Nebenanlagen), mit einer mindestens 0,6 m
machtigen Substratschicht zzgl. Drainageschicht zu Gberdecken und zu begriinen. Fiir Baumpflanzungen ist die Starke der
Bodensubstratschicht auf mindestens 1,2 m zzgl. Drainageschicht zu erhéhen. Das Tiefgaragensubstrat muss der
,FLL-Richtlinie fur die Planung, Bau und Instandhaltung von Dachbegriinungen®, (Ausgabe 2018 bzw. den entsprechenden
Neuauflagen) entsprechen (FLL = Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V., Bonn).

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind alle Flachdéacher (<15°) der jeweils obersten Geschosse intensiv
mit einer mindestens 0,3 m machtigen Substratschicht zzgl. Drainageschicht zu (berdecken und zu begriinen.
Ausgenommen von der Dachflachenbegriinung sind Dachaufbauten, wie Treppenhauser, Aufzugsuberfahrten,
Dachterrassen, haustechnisch notwendige Dachaufbauten, Befestigungselemente der Anlagen zur Nutzung von
Sonnenenergie sowie die Attika. Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie sind Uber der Dachbegriinung zulassig.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 ist je angefangene 500 m? Grundstiicksflache mindestens ein standortgerechter
Laubbaum zu pflanzen und zu erhalten. Abgehende Baume sind zu ersetzen. Die Pflanzqualitat fir die Baumpflanzung
wird wie folgt beschrieben: Hochstamm 3-mal verpflanzt aus extra weitem Stand mit Drahtballen, mindestens 1,8 m
Stammhohe, Stammumfang: 20-25 cm.

Zulassig sind Baume der folgenden Pflanzliste:

Acer campestre Feld-Ahorn

Acer platanoides Spitz-Ahorn

Carpinus betulus Hainbuche

Catalpa bignonioides Kugel-Trompetenbaum
Crataegus monogyna Weiltdorn

Crataegus laevigata Echter Rotdorn
Fraxinus excelsior Esche

Fraxinus ornus Blumenesche

Tilia spp. Linde

Amelanchier laevii Kahle Felsenbirne

B)

ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 9 Abs. 4 i.V.m. § 89 BauO NRW)

9 Flachdach

Dachflachen von Gebauden mit Flachdach sind mit einer Dachneigung von 0° bis 15° auszufiihren.

10 Fassadenbreite

Innerhalb des allgemeinen Wohngebiets WA 2 diirfen - abweichend von der Altstadtsatzung - einzelne Baukdrper zu
StralRenfronten die Giebelseiten von 6,50 m bis maximal 14 m und die Traufseiten von 7,50 m bis maximal 14 m ausbilden.

11 Fassadengestaltung

Bei Doppelhausern sind die AuRBenwandflachen der aneinandergrenzenden Doppelhaushalften in einheitlicher Material-
und Farbgebung auszufiihren.

12 Dachgestaltung

Die Dachgestaltung aneinandergrenzender Doppel- und Reihenhauser ist in Form, Neigung, Eindeckung, Material und
Farbe einheitlich zu gestalten. Davon ausgenommen sind notwendige technische Dachaufbauten (wie z.B. Be- und
Entliftungsanlagen, Rauch- und Warmeabzugsanlagen oder Anlagen zur Nutzung der Solarenergie) sowie Griindacher
(extensive oder intensive Dachbegriinung).

Die Verwendung glasierter oder glanzender Dacheindeckungen (z.B. Dachziegel, Dachpfannen, Dachplatten) ist
unzulassig.

Dachaufbauten und Gauben diirfen in ihrer Gesamtlénge nicht mehr als 2/3 der Geb&udelange betragen.

13 Einfriedungen

Einfriedungen in Form von Mauern (mit Ausnahme der unter A Ziffer 7.1 benannten L&rmschutzwand) und
sichtundurchlassigen Zaunen sind unzuldssig. Davon ausgenommen sind Terrassentrennwande mit einer Lange von
maximal 3,0 m und einer Héhe von maximal 2 m. Sichtdurchlassige Zaune sind ausschlief3lich in Verbindung mit Hecken,
Strauchern oder Kletterpflanzen zulassig.

Im Ubrigen sind folgende Einfriedungshéhen zuléssig:
- Zu offentlichen Verkehrsflachen: 1,20 m

- An den ubrigen Grundstlicksgrenzen / zwischen privaten Garten: 1,80 m (mit Ausnahme der unter A Ziffer 7.1
benannten Larmschutzwand)

14 Stellplatze fiir bewegliche Abfalleimer

C)

D)

Die Standorte fur bewegliche Abfallbehalter sind durch Sichtschutz in Form von Rankgerusten mit Kletterpflanzen oder
durch Hecken (standortgerechte Laubgehdlze) allseitig einzugriinen. Alternativ sind die Standorte fiir Abfallbehélter in einer
der Fassadenfarbe des Hauptgebdudes entsprechenden Farbgebung einzuhausen.

NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN

Baudenkmal - Marienkapelle
Innerhalb des Geltungsbereichs befindet sich ein Baudenkmal. Die Marienkapelle ist ein eingetragenes Denkmal der Stadt
Monheim am Rhein.

Hochwasserrisiko (§ 9 Abs. 6a BauGB i.V.m. § 78b Abs. 1 WHG)
Das Plangebiet befindet sich nicht in einem durch die Bezirksregierung Diisseldorf nach § 83 Landeswassergesetz NRW
festgesetzten Uberschwemmungsgebiet.

Bei einem mittleren Hochwasserereignis (HQ100) ist eine Uberflutung im iberschwemmungsgefahrdeten Gebiet méglich.
Fur Risikogebiete sind die Regelungen der §§ 78b, 78c des WHG zu beachten. MalRnahmen zum Objektschutz und zur
baulichen Vorsorge sind zu beachten.

HINWEISE

Altstadtsatzung

Fir einen Teil des Geltungsbereichs gilt die Satzung der Stadt Monheim am Rhein Uber die duRBere Gestaltung der
Gebaude (Fassadenbreite, Geschossigkeit, Dachformen, Fassadenmaterialien von Neubauten, Neubau von Garagen und
Nebenanlagen) zum Schutz und zur Aufwertung der historischen Gestalt der Monheimer Altstadt (Stand: 05.02.2024).
Soweit die Festsetzungen dieses Bebauungsplans nicht entgegenstehen, findet die Altstadtsatzung im betroffenen Teil des
Geltungsbereichs dieses Bebauungsplans Anwendung.

Artenschutzrechtliche MaBRnahmen

Rodungsarbeiten und Baumfallungen diirfen beschrankt nur vom 1. Oktober eines Jahres bis zum 28./29. Februar des
Folgejahres durchgefiihrt werden.

Bodendenkmaler

Beim Auftreten archaologischer Bodenfunde und -befunde oder Zeugnisse tierischen und pflanzlichen Lebens aus
erdgeschichtlicher Zeit, sind gemal Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmaler im Lande Nordrhein-Westfalen
(Denkmalschutzgesetz DSchG) die Stadt Monheim als Untere Denkmalbehtérde oder das LVR-Amt fir
Bodendenkmalpflege im Rheinland, AuRenstelle Overath, Gut Eichtal, An der B 484, 51491 Overath, Telefon
02206/9030-0, Fax 02206/9030-22, unverzuglich zu informieren. Deren Weisung fir den Fortgang der Arbeiten ist
abzuwarten. Bodendenkmal und Entdeckungsstatte sind zunachst unverandert zu erhalten. Der Termin fur den Beginn der
Erdarbeiten ist der AuRenstelle Overath des LVR-Amts fir Bodendenkmalpflege im Rheinland mit einem Vorlauf von
mindestens einer Woche anzuzeigen.

Kampfmittel

Sind bei der Durchfiihrung des Bauvorhabens beim Erdaushub aulRergewdhnliche Verfarbungen festzustellen oder werden
verdachtige Gegenstande beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der Stadt Monheim am Rhein und / oder die
Bezirksregierung Dusseldorf - Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) zu verstandigen. Der Erlass des Innenministeriums
vom 21.01.1998 VC 3-5.115 und der Erlass des Ministeriums fir Bauen und Wohnen vom 29.10.1997 Il A 3 - 100/85 zur
Anwendung der Nr. 16.122 W BauO NW sind zu beachten.

Bodenschutz

Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist der Oberboden (Mutterboden) bei Errichtung oder Anderung von
baulichen Anlagen in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu schitzen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu
sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und spater wieder einzubauen.

Geologische Gegebenheiten

Die Stadt Monheim befindet sich in der Erdbebenzone 1 und der Untergrundklasse T. Gemal der Karte der
Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1: 350.000, Bundesland NRW (Juni
2006), Karte zu DIN 4149 (Fassung April 2005). In der DIN 4149: 2005 sind die entsprechenden bautechnischen
MaRnahmen aufgefihrt.

Einsichtnahme in technische Regelwerke

Die technischen Regelwerke (wie z.B. DIN-Normen oder sonstige Richtlinien), auf die in den textlichen Festsetzungen
Bezug genommen wird, kénnen im Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht der Stadt Monheim am Rhein, Rathausplatz
2 in 40789 Monheim am Rhein, eingesehen werden.

Hochwasser durch Starkregen

Uberschwemmungen kénnen durch Starkregenereignisse hervorgerufen werden. Fiir das Land Nordrhein-Westfalen liegen
diesbezuglich Starkregenhinweiskarten des Bundesamtes flr Kartographie und Geodasie (BKG) vor. Die
Starkregenhinweiskarten werden durch das Landesamt fir Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen
(LANUV) zur Verfugung gestellt (http://www.klimaanpassung-karte.nrw.de/).
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AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

FRUHZEITIGE BETEILIGUNG

Dieser Bebauungsplan ist gem. § 2 (1) BauGB durch
Beschluss des Ausschusses fiir Klimaschutz,
Stadtplanung und Verkehr vom aufgestellt
worden.

Monheim am Rhein, den

Burgermeister

Die frihzeitige Unterrichtung und Erérterung gem. § 3
(1) BauGB wurde durch Beschluss des Ausschusses
fur Klimaschutz, Stadtplanung und Verkehr vom
in Form einer Burgerversammlung am
durchgeflhrt.

Monheim am Rhein, den

Bereich 61
Stadtplanung und Bauaufsicht

BESCHLUSS OFFENTLICHE AUSLEGUNG

OFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Ausschuss fur Klimaschutz, Stadtplanung und
Verkehr der Stadt Monheim am Rhein hat am

die offentliche  Auslegung des
Bebauungsplanentwurfes gem. § 3 (2) iV.m. § 13
BauGB beschlossen.

Monheim am Rhein, den

Blrgermeister

Nach der ortsiblichen Bekanntmachung am
ist der Bebauungsplanentwurf mit der
Begriindung gem. § 3 (2) i.V.m. § 13 BauGB in der
Zeit vom bis offentlich

ausgelegt worden.

Monheim am Rhein, den

Bereich 61
Stadtplanung und Bauaufsicht

SATZUNGSBESCHLUSS

ORTSUBLICHE BEKANNTMACHUNG

Der Rat der Stadt Monheim am Rhein hat den
Bebauungsplan gem. § 10 BauGB i. V. m. §§ 7 und 41
der Gemeindeordnung far das Land
Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW S. 666)
in der zur Zeit des Satzungsbeschlusses giiltigen
Fassung am als Satzung beschlossen.

Monheim am Rhein, den

Blrgermeister

Der Satzungsbeschluss des Rates der Stadt Monheim
am Rhein vom ist gem. § 10 (3) BauGB
am ortsuiblich bekannt gemacht worden.

Monheim am Rhein, den

Blrgermeister

3

AN 228

BEBAUUNGSPLAN 169M

"Marienkapelle”

Gemarkung Monheim

Flur 11 und 12
Stand
Malistab 1:500

1. Ausfertigung dieses Planes

Stand: 28.05.2024

O,
hed oSS
= Ess
N[
(D,
W
Q

Rheinparkajj

——
T
—
—
—_—
]
—
—
—
—

—

il

My
L
il

N
s".'llllllllllllll’:ﬁ&.
B "l >
A

v v o
AN

7T\~ A L7/\ A\

X3
1L
[ 11
—




	Pläne und Ansichten
	BP


